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Perspektiven von alternativen und Corporate Networks 


Bereits im Vorfeld der Liberalisierung auf dem Telekommunikationssek- 
tor zeichnen sich im kommunalen Bereich neue Entwicklungen ab. 
Nach Aussagen von Beratungsfirmen gibt es in einer größeren Zahl von 
Kommunen Pläne zur Nutzung bislang interner Telekommunikations- 
netze für kommerzielle Zwecke. In einigen Städten - z. B. in Wuppertal - 
wurden bereits Grundsatzbeschlüsse zur Gründung von entsprechen- 
den Unternehmen gefaßt, in anderen - z. B. in Köln und Düsseldorf - 
derartige Gründungen schon vollzogen. Auch der Deutsche Städtetag 
hat bereits Empfehlungen für kommunale Kommunikationsnetze ausge- 
sprochen. 

1. Welche alternativen Netze und corporate Networks nach der Defin- 
ition des Bundesministeriums für Post und Telekommunikation gibt 
es derzeit im einzelnen mit welcher Netzlänge und ggf. bereits 
bestehender außerbetrieblicher Nutzung (bei Netzlängen bis zu 
25 Kilometern)? 


Alternative Netze und Corporate Networks sind zwei unterschied- 
liche Sachverhalte. 

a) Alternative Netze 

Alternative Netze sind Netzkonfigurationen, in denen die 
Übertragungswege im wesentlichen privat errichtet und betrie- 
ben werden, d.h., sie werden nicht von der Deutschen Telekom 
AG bereitgestellt. Gleichwohl dürfen statt der privaten Über- 
tragungswege ohne Verleihung auch Übertragungswege, Fest- 
und Wählverbindungen der Deutschen Telekom AG verwen- 
det werden. 

Als alternative Netze anzusehen sind; 

— Fernmeldeanlagen, die Elektrizitätsunternehmen (EVU) mit 
öffentlichem Auftrag zur Versorgung mit Licht und Kraft 
zum Zwecke ihres Betriebes dienen; 
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diese EVU haben unabhängig von der Größe ihres Betriebs- 
netzes einen Anspruch auf Verleihung nach § 2 Abs. 4 Satz 1 
des Fernmeldeanlagengesetzes (FAG). Die größte Ausdeh- 
nung hat das Netz der RWE, das sich über sieben Bundeslän- 
der (Niedersachsen, Nordrhein- Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
Saarland, Baden- Württemberg, Bayern und Hessen) er- 
streckt. Gas- und Wasserversorgungsunternehmen für die 
Öffentlichkeit werden wie EVU behandelt; 

— Fernmeldeanlagen, die ausschließlich dem inneren Dienst 
von Behörden der Länder, Gemeinden oder Gemeindever- 
bänden sowie von Deichkorporationen, Siel- und Entwässe- 
rungsverbänden gewidmet sind; 

diese können nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 FAG genehmigungsfrei, 
d.h. somit auch ohne Kenntnis des Bundesministeriums für 
Post und Telekommunikation (BMPT), errichtet und betrie- 
ben werden; 

— Fernmeldeanlagen, die von Transportanstalten auf ihren 
Linien ausschließlich zu Zwecken ihres Betriebes benutzt 
werden; 

hier sind insbesondere das Netz der Deutschen Bahn AG 
und die Netze der kommunalen Verkehrsbetriebe zu nen- 
nen, die nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 FAG für den inneren Betrieb 
auf ihren Linien genehmigungsfrei errichtet und betrieben 
werden können; 

— Fernmeldeanlagen zwischen mehreren einem Besitzer 
gehörenden oder zu einem Betrieb vereinigten Grundstük- 
ken, von denen keines von dem anderen über 25 km in der 
Luftlinie entfernt ist, wenn diese Anlagen ausschließlich für 
den der Benutzung der Grundstücke entsprechenden unent- 
geltlichen Verkehr bestimmt sind; 

diese Fernmeldeanlagen können genehmigungsfrei nach 
§ 3 Abs. 1 Nr. 3 b FAG) errichtet und betrieben werden; 

— Fernmeldeanlagen, die aus der Verbindung von Grund- 
stücksanlagen und erweiterten Grundstücksanlagen über 
private Übertragungswege zu bestimmten Netzkonfiguratio- 
nen (sog. Kapitel-II-Anlagen des Typs A, B oder C) zusam- 
mengeschaltet werden; 

diese Fernmeldeanlagen werden auf Antrag genehmigt. 

All diese alternativen Netze dürfen mit dem öffentlichen Netz 
der Deutschen Telekom AG zusammengeschaltet werden. Da- 
bei darf die Zusammenschaltung auf Antrag derart genutzt 
werden, daß sowohl Verbindungen aus dem alternativen Netz 
in das öffentliche Netz als auch umgekehrt hergestellt werden 
dürfen. Sollten diese alternativen Netze an mehreren Stellen 
mit dem öffentlichen Netz zusammengeschaltet sein, darf kein 
Durchgangsverkehr erfolgen. Gleichfalls darf durch die Zu- 
sammenschaltung keine Sprachvermittlung für andere (Tele- 
fondienstmonopol) abgewickelt werden, außer es handelt sich 
um geschlossene Benutzergruppen (Corporate Networks). Da- 
mit sind alle alternativen Netze hinsichtlich der freizügigen 
Nutzung eingeschränkt. 
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Zur Zeit sind ca. 6 600 Genehmigungen erteilt, in denen inner- 
halb von Fernmeldeanlagen private Übertragungswege errich- 
tet und betrieben werden. Davon haben 107 Fernmeldeanlagen 
eine größere Ausdehnung als 25 km und weitere 55 über 50 
km. Die Anzahl der genehmigungsfreien Fernmeldeanlagen ist 
nicht bekannt. Angaben über die Länge und Anzahl der einge- 
setzten privaten Übertragungswege sind nicht vorhanden. 

Weitere alternative Netze sind die Empfangs- und Verteilan- 
lagen für Rundfunksignale (hier die Großgemeinschaftsanten- 
nenanlagen). Diese sind jedoch keine interaktiven Netze und 
müßten umgerüstet werden, um interaktive Dienste zu ermög- 
lichen. Die Zahl dieser Netze ist nicht bekannt; sie dürfte aber 
deutlich über 10 000 liegen. 

b) Corporate Networks 

Mit dem Genehmigungskonzept Corporate Networks (CN) hat 
das BMPT zum 1. Januar 1993 eine Marktöffnung im Bereich 
des Telefondienstmonopols für geschlossene Benutzergruppen 
vorgenommen. Dies war erforderlich, um hinsichtlich der 
Reichweite des Telefondienstmonopols eine größere Überein- 
stimmung zwischen dem deutschen und europäischen Tele- 
kommunikationsrecht herzustellen. Dabei regelt das Genehmi- 
gungskonzept Corporate Networks die Voraussetzungen, unter 
denen Fernmeldeanlagen, die der Vermittlung von Sprache für 
andere innerhalb geschlossener Benutzergruppen (Nichtöffent- 
lichkeit) dienen, genehmigungsfähig betrieben werden kön- 
nen. Die Regelungen erstrecken sich mithin nur auf das Erbrin- 
gen von Sprachkommunikationsdiensten für geschlossene Be- 
nutzergruppen und nicht auf die zugrunde liegende Infrastruk- 
tur. Sofern der Genehmigungsinhaber für ein Corporate Net- 
work nicht zusätzlich über eine Genehmigung zum Errichten 
und Betreiben eigener Übertragungswege verfügt, muß er den 
Dienst auf der Basis von Übertragungswegen, Fest- und Wähl- 
• Verbindungen der Deutschen Telekom AG erbringen. 

Corporate Networks können allgemein oder einzeln genehmigt 
werden. Handelt es sich um geschlossene Benutzergruppen 
zusammengefaßter Unternehmen nach den Regelungen des 
Aktiengesetzes, sind diese im Rahmen des Genehmigungskon- 
zeptes allgemein genehmigt, das heißt, es bedarf weder einer 
Mitteilung an das BMPT noch eines Antrages. Einzelgenehmi- 
gungen werden auf Antrag erteilt, wenn deren Teilnehmer 
dauerhafte gesellschafts- oder schuldrechtliche Beziehungen 
untereinander oder alle mindestens zu ein und demselben 
Teilnehmer unterhalten. 

Mit Stand vom 1. April 1995 gibt es 274 einzeln genehmigte 
Corporate Networks. Davon haben 122 CN eine größere Aus- 
dehnung als ein Telefonortsnetz der Deutschen Telekom AG 
und sind gleichzeitig größer als 25 km. Insgesamt 46 CN haben 
mehr als zehn Teilnehmer. Als Teilnehmer gilt eine Kapitalge- 
sellschaft, eine Personengesellschaft, ein Einzelkaufmann 
sowie eine juristische Person des öffentlichen Rechts, wobei die 
geschlossene Benutzergruppe zusammengefaßter Unterneh- 
men als ein Teilnehmer zählt. 
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2. Welche Formen der Zusammenarbeit zwischen den Betreibern die- 
ser Netze (vor allem kommunale und regionale Energieversorgungs- 
unternehmen) sowie anderen Unternehmen sind der Bundesregie- 
rung bekannt bzw. zeichnen sich für die Zukunft ab? 


Im Bereich der Telekommunikation herrscht derzeit eine Auf- 
bruchstimmung, weil es sich hier um einen expandierenden 
Markt handelt. Unternehmen, die aufgrund ihrer Tätigkeiten über 
alternative Netze verfügen, schließen sich mit anderen kapital- 
kräftigen oder in bereits in der Telekommunikation tätigen größe- 
ren Unternehmen zusammen, um sich ab 1998, wenn die Mono- 
pole aufgegeben werden, um Linzenzen bemühen zu können. , 

Auch im Bereich der Kommunen kommt es, weil hier Wegerechte 
und Übertragungswege vorhanden sind und hohe Gewinne im 
Bereich der Telekommunikation vermutet werden, zu Gründun- 
gen von Unternehmen. Der Bund fungiert im Bereich der Tele- 
kommunikation nicht mehr als Unternehmer, weil diese Tätigkeit 
im Grundgesetz als privatwirtschaftliche Tätigkeit ausgewiesen 
worden ist. Es muß daher diskutiert werden, inwieweit Kommu- 
nen und Gemeinden als Unternehmer im Bereich der Telekom- 
munikation tätig werden sollten. Gleichzeitig muß angemerkt 
werden, daß die Kommunen und Gemeinden Inhaber der öffent- 
lichen Wege sind und es hier zwischen anderen Wettbewerbern 
zu Interessenkollisionen kommen kann. 

Betreiber von Fernmeldeanlagen, die Telekommunikationsdienst- 
leistungen für andere erbringen, müssen nach § 1 a FAG die 
Aufnahme des Betriebs sowie Änderungen und Aufgabe dessel- 
ben innerhalb eines Monats beim BMPT anzeigen. Diese Betrei- 
ber werden mit Angabe ihrer Dienste zweimal jährlich im Amts- 
blatt des BMPT veröffentlicht. 


3. Welche Probleme, welchen Nutzen und welche Perspektive sieht die 
Bundesregierung im Ausbau alternativer und corporate Networks? 


Der Ausbau alternativer Netze, die ab 1998 nach Erhalt einer 
Lizenz uneingeschränkt für die Öffentlichkeit genutzt werden 
können, führt zu verstärktem Wettbewerb und veranlaßt damit die 
Deutsche Telekom AG, weiter zu rationalisieren und ihre Tele- 
kommunikationsdienstleistungen kostengünstiger anzubieten. 
Ein weiterer Vorteil liegt auch darin, daß Innovationen schneller 
und ungehemmter auf den Markt kommen können. Dies stärkt 
letztlich die allgemeine Wirtschaft und kommt dem Wirtschafts- 
standort Bundesrepublik Deutschland zugute. 

Ähnliches gilt für Corporate Networks, weil hier die Unternehmen 
ihre unterschiedlichsten Telekommunikationsbedürfnisse zusam- 
mengefaßt - und durch Ressourcensharing preiswerter - über ein 
für sie optimiertes Netz mit einheitlichen Leistungsmerkmalen an 
allen ihren Standorten abwickeln können. 
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